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keine unabhängige Moderation gebe. Sie wären die 
ersten, die das machten; geben Sie es doch zu.  

(Zuruf von Sven Werner Tritschler [AfD]) 

Insofern ist es richtig, dass konkrete Aufträge nicht 
an Sender oder an Zeitungen, sondern an freiberuf-
lich tätige Einzelpersonen erteilt werden. Es gibt 
diese strikte Trennung zwischen freiberuflicher Tätig-
keit und journalistischer Arbeit, und dementspre-
chend gibt es zum Glück auch allen Grund für das 
Vertrauen in eine freie und unabhängige Presseland-
schaft in unserem Land.  

(Andreas Keith [AfD]: Schon lange nicht 
mehr!) 

Wir haben entsprechende Regelungen, die das si-
cherstellen. Deshalb kommen wir als Landesregie-
rung auch gerne jederzeit der Auskunftspflicht nach, 
wenn Sie danach fragen. Ein Defizit gibt es nicht,  

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Sie verschwei-
gen die Namen!) 

so gerne die AfD-Fraktion dieses Defizit auch kon-
struiert hätte. Um Ihrer Hexenjagd jetzt mal eine rich-
tige Richtung zu geben: Leute, die von fremden 
Mächten geschmiert und gesteuert werden wollen, 
gehen nicht zu den Medien; sie gehen zur AfD. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP – Zuruf: Bravo!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Liminski. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aus-
sprache und kommen zur Abstimmung. 

Der Ausschuss für Kultur und Medien empfiehlt in 
Drucksache 18/8949, den Gesetzentwurf Drucksa-
che 18/5830 abzulehnen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf Drucksache 
18/5830 selbst und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer stimmt dem Gesetzentwurf zu? – Das ist 
die Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU und FDP. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 18/5830 
abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

16 Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen und des Schiedsamtsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/8826 – Neudruck 

erste Lesung 

Herr Minister Dr. Limbach hat seine Einbringungs-
rede zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 1). Eine 
weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen. Wir 
kommen daher direkt zur Abstimmung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs Drucksache 18/8826 – Neudruck – an 
den Rechtsausschuss. Wer stimmt der Überwei-
sungsempfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit ist diese Überweisungsempfehlung 
angenommen. 

Ich rufe auf: 

17 Gesetz zur Änderung des Verhältnismäßig-
keitsprüfungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/7860 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 18/8950 

zweite Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt sollen zu 
Protokoll gegeben werden (siehe Anlage 2). Wir 
kommen somit direkt zur Abstimmung. 

Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
empfiehlt in Drucksache 18/8950, den Gesetzent-
wurf Drucksache 18/7860 unverändert anzunehmen. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/7860 selbst und nicht 
über die Beschlussempfehlung. Wer stimmt dem Ge-
setzentwurf zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und CDU. Wer stimmt dage-
gen? – Das ist die Fraktion der AfD. Wer enthält sich? – 
Gibt es noch irgendetwas an Meinungsbildung in der 
Fraktion der FDP? 

(Angela Freimuth [FDP]: Wir müssen das 
noch klären! – Matthias Kerkhoff [CDU]: Zu-
stimmung! Im Ausschuss war Zustimmung!) 

Frau Kollegin, Tagesordnungspunkt 17, Gesetz zur 
Änderung des Verhältnismäßigkeitsprüfungsgeset-
zes. 

(Angela Freimuth [FDP]: Ja!) 

– Sie stimmen zu. Danke sehr. Alles andere habe ich 
schon abgefragt.  

Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 18/7860 
angenommen und verabschiedet. 

Wir kommen zu: 
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